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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Zusammenfassung von Betrieben gewerblicher Art gemäß § 4 Absatz 
6 Satz 1 Nummer 1 bis 3 KStG 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 6. Juni 2025 ein Schreiben 
veröffentlicht, in dem es zu dem BFH-Urteil vom 29. August 2024 - V R 43/21 
Stellung nimmt. Die Grundsätze des BFH-Urteils sollen über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus nicht angewendet werden.  

Hintergrund 

Der BFH hat mit Urteil v. 29.8.2024 - V R 43/21 (siehe hierzu 
unseren Blogbeitrag) entschieden, dass auch bei einer Zusammenfassung von 
mehr als zwei BgA die Voraussetzungen des § 4 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
KStG jeweils zwischen allen BgA, die zusammengefasst werden sollen, einzeln 
vorliegen müssen. Zur Begründung führt der BFH u.a. an, dass es sich bereits 
nach der systematischen Stellung von § 4 Absatz 6 Satz 1 KStG innerhalb von § 
4 KStG bei dem oder den in der Norm genannten bzw. in Bezug genommenen 
BgA um den in § 4 Absatz 1 KStG definierten Betrieb handelt. Nicht erfasst seien 
hingegen bereits nach § 4 Absatz 6 Satz 1 KStG zusammengefasste BgA. 

Das BMF teilt die Auslegung des Gesetzes nicht: 

• Die Grundsätze des Urteils sind über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus nicht anzuwenden. 

• Nach § 4 Absatz 6 Satz 1 KStG besteht sowohl die Möglichkeit 
der Zusammenfassung mit einem BgA, als auch mit mehreren 
BgA. Während im Fall des § 4 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 und 3 
KStG die Zusammenfassung an keine besonderen 
Voraussetzungen (außer den dort genannten) geknüpft ist, 
erfordert die Zusammenfassung nach § 4 Absatz 6 Satz 1 
Nummer 2 KStG mit einem anderen BgA, dass nach dem 
Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse objektiv eine enge 
wechselseitige technisch-wirtschaftliche Verflechtung von 
einigem Gewicht besteht. 

• Diese muss folglich zu jedem zusammenzufassenden BgA 
vorliegen – aber auch nur zu diesem. Anderer BgA in diesem 
Sinne kann sowohl ein BgA i. S. d. § 4 Absatz 1 KStG sein, als 
auch ein BgA, der erst durch eine Zusammenfassung nach § 4 
Absatz 6 Satz 1 KStG entstanden ist. 

• Nach den seit 2009 bestehenden – finanzgerichtlich seither 
unbeanstandeten – Verwaltungsgrundsätzen ist § 4 Absatz 6 
Satz 1 KStG daher so zu verstehen, dass hiervon nicht nur die 
im vornherein im Sinne des § 4 Absatz 1 KStG bestehenden 
BgA erfasst sind, sondern auch ein in einem ersten Schritt erst 
aus der Anwendung eben dieser Zusammenfassungsgrundätze 
entstehender neuer BgA nun in einem zweiten Schritt auf 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/246171/bfh-urteil-schraenkt-zulaessigkeit-der-kettenzusammenfassung-ein/
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dessen Zusammenfassungsmöglichkeit mit weiteren BgA hin zu 
prüfen ist. 

• Dies ist bereits aus Gründen der Gleichbehandlung geboten, da 
kein sachlicher Grund ersichtlich ist, warum nach § 4 Absatz 6 
Satz 1 KStG zusammengefasste BgA insoweit strengeren 
Voraussetzungen unterliegen sollten als originäre BgA nach § 4 
Absatz 1 KStG, die ihrerseits bereits gleichsam eine mehrere 
Betriebe umfassende Einrichtung darstellen. 

Die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 12. November 2009 (BStBl 2009 I S. 
1303) sind somit insoweit weiter anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 6. Juni 2025, IV C 2 - S 2706/00061/002/081. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungssteuer/2025-06-06-zusammenfassung-bga.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 12. Juni 2025 

 
 
Statthafte Klageart für die gerichtliche Geltendmachung des gegen 
eine Finanzbehörde gerichteten Anspruchs aus Art. 15 Abs. 1 und 
Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Art. 12 Abs. 5 Satz 1 DSGVO ist die 
Verpflichtungsklage gemäß § 40 Abs. 1 Alternative 2 FGO 
(Anschluss an Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
30.11.2022 - 6 C 10.21, BVerwGE 177, 211, Rz 14). Die 
unionsrechtlichen Grundsätze der Äquivalenz und Effektivität 
gebieten es nicht, eine Verpflichtungsklage, die einen 
Auskunftsanspruch gemäß Art. 15 DSGVO zum Gegenstand hat, 
losgelöst von der in § 47 Abs. 1 FGO beziehungsweise in § 55 
Abs. 2 Satz 1 FGO geregelten Frist (das heißt "jederzeit") erheben 
zu können. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 039/25. 
 
 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) ist 
verfassungskonform dahin auszulegen, dass ein gewerbliches 
Unternehmen im Sinne des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 2 
des Einkommensteuergesetzes nicht als nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
GewStG der Gewerbesteuer unterliegender Gewerbebetrieb gilt 
(Bestätigung der Rechtsprechung). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Die Bindung an das zurückverweisende Revisionsurteil nach § 126 
Abs. 5 der Finanzgerichtsordnung tritt nicht nur hinsichtlich der 
Gründe ein, die zur Aufhebung des Urteils des Finanzgerichts 
führen, sondern besteht auch hinsichtlich der abschließenden 
rechtlichen Beurteilung anlässlich der Zurückverweisung. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil IX R 2/23: 
Statthafte Klageart und 
Klagefrist für die 
Geltendmachung eines 
Auskunftsanspruchs 
nach Art. 15 DSGVO 
 
 
 
 
 
6. Mai 2025 

Beschluss IV B 13/24: 
Keine 
Gewerbesteuerpflicht 
der aufwärts 
abgefärbten 
Personengesellschaft 
 
 
 
 

28. Mai 2025 
 

 

 Urteil IX R 11/22: 
Verstoß gegen die 
Bindungswirkung 
eines 
zurückverweisenden 
Revisionsurteils 
 
 
 
 
 

11. März 2025 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/statthafte-klageart-und-klagefrist-fuer-die-geltendmachung-eines-auskunftsanspruchs-nach-art-15-dsgvo/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520165/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Umsatzsteuer in der Systemgastronomie – Der Burger im Spar-Menu kann 
nicht teurer sein als der einzeln verkaufte Burger 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass eine 
Methode zur Aufteilung des Verkaufspreises eines Spar-Menüs, die dazu führt, 
dass auf ein Produkt des Spar-Menüs (z.B. Burger) ein anteiliger Verkaufspreis 
entfällt, der höher ist als der Einzelverkaufspreis, nicht sachgerecht ist. 
Sachverhalt 
Im Urteilsfall betrieben zwei GmbHs als Franchisenehmerinnen 
Schnellrestaurants, in denen u.a. Spar-Menüs (z.B. Getränk, Burger und Pommes 
Frites) zu einem einheitlichen Gesamtpreis zum Verzehr außer Haus verkauft 
wurden. Umsatzsteuerrechtlich handelt es sich dabei, wie der BFH bestätigt hat, 
um zwei Lieferungen: Die Lieferung des Getränks unterliegt dem Regelsteuersatz 
(19%) und die Lieferung der Speisen unterliegt dem ermäßigten Steuersatz (7%). 
Seit dem 01.07.2014 teilten die beiden GmbHs den Gesamtpreis des Spar-Menüs 
nach der "Food-and-Paper"-Methode auf die Speisen und das Getränk auf. Die 
Aufteilung erfolgt dabei anhand des Wareneinsatzes, das heißt der Summe aller 
Aufwendungen für die Speisen bzw. für das Getränk. Da in der Gastronomie die 
Gewinnspanne auf Getränke typischerweise deutlich höher ist als die 
Gewinnspanne auf Speisen, ergäbe sich hieraus typischerweise eine niedrigere 
Umsatzsteuer als bei einer Aufteilung nach Einzelverkaufspreisen. 
Das Finanzamt hielt die Aufteilung nach der "Food-and-Paper"-Methode für 
unzulässig, weil sie nicht so einfach sei, wie eine Aufteilung nach 
Einzelverkaufspreisen und außerdem nicht zu sachgerechten Ergebnissen führe. 
Das Finanzgericht hielt die "Food-and-Paper"-Methode hingegen für zulässig. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH folgte der Auffassung des Finanzgerichts im Ergebnis nicht. Er führte 
zwar zunächst aus, dass – entgegen der Auffassung des Finanzamt - der 
Unternehmer nicht immer die einfachstmögliche Methode anwenden muss. Wenn 
eine andere Methode zumindest ebenso sachgerecht, ist wie die Aufteilung nach 
Einzelverkaufspreisen, darf er auch die andere Methode anwenden. 
Der BFH erkannte die "Food-and-Paper"-Methode gleichwohl nicht an, weil sie in 
manchen Fällen dazu führt, dass der Preis eines Burgers mit einem hohen 
Wareneinsatz im Menü über dem Einzelverkaufspreis des Burgers liegen würde. 
Es widerspricht aus Sicht des BFH der wirtschaftlichen Realität, dass der 
Verkaufspreis eines Produkts in einem mit Rabatt verkauften Menü höher sein 
könnte als der Einzelverkaufspreis. Eine Methode, die dazu führt, ist nicht 
sachgerecht. 
Daneben hat der BFH in seinem nicht amtlich veröffentlichten Urteil vom 
22.01.2025 – XI R 22/22 in einem gleich gelagerten Fall eine ähnliche Methode 
ebenfalls nicht anerkannt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 22. Januar 2025 (XI R 19/23), veröffentlicht am 5. Juni 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 038/25. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202550100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520153/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/umsatzsteuer-in-der-systemgastronomie-der-burger-im-spar-menu-kann-nicht-teurer-sein-als-der-einzeln-verkaufte-burger/
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Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der neuen Grundsteuer unter 
Verwendung eines Musterschreibens aus dem Internet 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat in einem aktuellen Beschluss einen 
Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der neuen Grundsteuer abgewiesen. Der 
Antrag war unter Verwendung eines Musterschreibens gestellt worden, welches 
auch von einer Vielzahl anderer Antragsteller in bei dem Finanzgericht Berlin-
Brandenburg und anderen Finanzgerichten anhängigen Verfahren verwendet 
worden ist. 
Sachverhalt 
Der Antrag ließ nicht klar erkennen, ob er gegen den Grundsteuerwertbescheid, 
den Grundsteuermessbescheid oder den Grundsteuerbescheid für das 
Grundstück der Antragstellerin gerichtet war. 
Entscheidung des BFH 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat den Antrag unter allen in Betracht 
kommenden rechtlichen Gesichtspunkten geprüft und festgestellt, dass er bei 
jeder denkbaren Auslegung unzulässig ist. 
Dagegen hat die Antragstellerin – wiederum unter Verwendung eines 
Musterschreibens aus dem Internet – eine Anhörungsrüge erhoben, welche mit 
Beschluss vom 7. April 2025 als unzulässig verworfen worden ist. 
Die von der Antragstellerin erhobene Verfassungsbeschwerde hat das 
Bundesverfassungsgericht – BVerfG – mit Beschluss vom 27. Mai 2025 (1 BvR 
934/25) nicht zur Entscheidung angenommen. 
Fundstelle 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 18. März 2025 (3 V 3046/25); 
vgl. die Pressemitteilung 7/25 vom 4. Juni 2025. 
 
 

Business Meldungen 
 
Einführung eines neuen internen Überprüfungsmechanismus bei Beihilfen mit 
Umweltbezug 
 
Die EU-Kommission hat am 12.05.2025 ihre Beihilfevorschriften geändert, um 
insb. Umwelt-Nichtregierungsorganisationen (NRO) zu ermöglichen, 
Beihilfenbeschlüsse der EU-Kommission mit umweltrechtlicher Relevanz 
überprüfen zu lassen. Dem ging eine Konsultation in 2024 voraus, in der sich u. a. 
Mitgliedstaaten, Unternehmen und NRO einbringen konnten. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249359/einfuehrung-eines-neuen-internen-ueberpruefungsmechanismus-bei-beihilfen-mit-umweltbezug/
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E-MAIL SENDEN 

 

P114C4T1TB7#y1

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
US Tariffs Impact on Deals and Financial 
Transformation 
Webcast, 26.06.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/US-Tariffs-Impact
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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